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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Europäischen Konvention vom 11. Dezember 1953 
über die Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse und zum 
Zusatzprotoköll vom 3. Juni 1964 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Bildung 
und Wissenschaft) 


A. Problem 

Die am 20. April 1954 in Kraft getretene Konvention ist nach 
damaliger herrschender Auffassung als Verwaltungsabkommen 
behandelt worden. Neuere Erkenntnisse lassen es geboten er- 
scheinen, die Konvention ebenso wie das Zusatzprotokoll von 
1964 den gesetzgebenden Körperschaften zur Zustimmung vor- 
zulegen. 


B. Lösung 

Die Konvention sowie das Zusatzprotokoll bedürfen nach Arti- 
kel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung der für 
die Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften, da sie sich 
auf Gegenstände der Gesetzgebung beziehen. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft 
(16. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Europäischen Konvention vom 11. Dezember 1953 
über die Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse und zum Zusatz- 
protokoll vom 3. Juni 1964 

— Drucksache VI/1012 — 


A. Bericht des Abgeordneten Kern 


Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
in seiner 64. Sitzung am 16. September 1970 dem 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft federfüh- 
rend und dem Auswärtigen Ausschuß zur Mitbera- 
tung überwiesen. 

Der Auswärtige Ausschuß hat den Gesetzentwurf 
in seiner Sitzung am 15. Oktober 1970 beraten und 
empfohlen, dem Gesetzentwurf in der von der Bun- 
desregierung eingebrachten Fassung zuzustimmen. 

Nach damaliger herrschender Auffassung ist die 
am 20. April 1954 in Kraft getretene Konvention als 
Verwaltungsabkommen behandelt worden. Die Bun- 
desregierung ist der Auffassung, daß die Konven- 


tion ebenso wie das Zusatzprotokoll von 1964 nach 
Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes der Zu- 
stimmung der für die Bundesgesetzgebung zustän- 
digen Körperschaften in der Form eines Bundes- 
gesetzes bedürfen, da sie sich auf Gegenstände der 
Gesetzgebung beziehen. Dieser Ansicht hat sich der 
Wissenschaftsausschuß in seiner abschließenden Be- 
ratung am 12. November 1970 angeschlossen und 
unter Berücksichtigung der Stellungnahme des Aus- 
wärtigen Ausschusses einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Haus die Annahme des Gesetzentwurfs in 
der von der Bundesregierung empfohlenen Fassung 
zu empfehlen. 


Bonn, den 1. Dezember 1970 


Kern 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 1012 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 1. Dezember 1970 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Dr. Lohmar Kern 

Vorsitzender Berichterstatter 
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